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Immobilienwirtschaft
Wohngebietsentwicklung seit 1990

Pascal Guhl, Guido Spars

Wohngebietsentwicklung seit 1990
Was lernen wir für heutige Herausforderungen?

Das derzeitige Wohnungsneubauvolumen bleibt – insbesondere in den größeren Städten – 
weit hinter den aktuellen Bedarfen zurück. Seit Jahren werden immer wieder Statistiken pu-
bliziert, die auf den eklatanten Neubaubedarf hinweisen. Nimmt man das Neubauvolumen 
des Jahres 2018 und setzt es ins Verhältnis zum Bedarf, so schwanken die Quoten – je nach 
Großstadt – zwischen 46% (Köln) und 86% (Düsseldorf und Hamburg) (Henger/Voigtländer 
2019). Der Durchschnitt der A-Städte liegt bei 71%, was bedeutet, dass derzeit nur etwa 
71% des Neubauvolumens erbracht wird, das eigentlich benötigt wird. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die drängende Frage einer 
Beschleunigung und auch Verstärkung des Wohnungsneu-
baus in den großen Großstädten Deutschlands. Inwieweit 
hierfür Erfahrungen aus der empirischen Untersuchung gro-
ßer Wohngebietsentwicklungen seit 1990 in Deutschland 
helfen können, soll der folgende Teil dieses Beitrags klären. 
Natürlich hat der derzeitige Produktionsengpass viel mit der 
Verfügbarkeit von Bauflächen, aber auch mit steigenden Bau-
kosten und langwierigen Genehmigungsprozessen sowie ei-
ner insgesamt ausgelasteten Bauwirtschaft zu tun. Letztlich 
geht es ja in den jeweiligen Städten um ein komplexes Zusam-
menspiel aus Baulandbereitstellung und Baugenehmigungen 
durch die Kommunen auf der einen Seite und den Investiti-
onsvorhaben der Privaten und auch der öffentlichen Akteure 
auf der anderen. 

Die Bereitstellung von Bauland könnte jedoch über größere 
Vorhaben schneller erfolgen und vielleicht sogar – über den 
Einsatz entsprechender Instrumente – zu insgesamt günstige-
ren Bodenpreisen gelingen, als dies derzeit möglich erscheint. 
Insbesondere aufgrund der großen Zahlen an Wohnungen, 
die in den einzelnen Kommunen gebraucht werden, drängt 
sich doch die Frage nach einer effizienten, Größenvorteile in 
der Produktion ausnutzenden Gebietsentwicklungsstrategie 
geradezu auf. Was kann man für diese neuen und auch die 
fehlenden Quartiersentwicklungen aus den größeren Wohn-
gebietsentwicklungen der letzten 30 Jahre lernen? Gibt es 
Erkenntnisse aus einer empirischen Breitenuntersuchung von 
Guhl (2018), die helfen können, solche strategischen Fragen 
nach der notwendigen Steigerung des Wohnungsbaus besser 
beantworten zu können?

Viel zu geringe Wohnungsbauaktivitäten
Bezogen auf 1.000 Einwohner wurden 2018 in München mit 
mehr als 6,4 Wohnungen proportional die meisten Wohnun-
gen gebaut, gefolgt von Hamburg (5,8) und Frankfurt (5,0). 
Köln und Stuttgart sind die Schlusslichter (ZIA 2020). Es wur-
den dort je 1.000 Einwohner sogar weniger Wohnungen 
errichtet, als im deutschen Mittelwert, der bei ca. 3,4 liegt. 
Zumindest Stuttgart hat hier aufgrund seiner Kessellage eine 
glaubwürdige Ausrede für seine geringen Neubauaktivitäten. 

Das Analysehaus Empirica schätzt die Fertigstellungen im ak-
tuellen Frühjahrsgutachten der Immobilienweisen (ZIA 2020, 
S. 176) für die A-Städte ab und geht in Berlin, Hamburg und 
Köln 2020 sogar von rückläufigen Fertigstellungswerten aus. 
Die Anzahl soll in Berlin von 16.706 (2018) auf 15.277 Woh-
nungen (2020), in Hamburg von 10.674 (2018) auf unter 
8.000 in 2020 und in Köln von 3.653 um ein Drittel auf 2.437 
in 2020 sinken. Die Werte in Frankfurt und auch in München 
steigen laut Empirica von 3.761 bzw. 9.351 WE in 2018 auf 
5.782 bzw. 10.080 Wohneinheiten in 2020.    

Die Fertigstellungen für ganz Deutschland werden eben-
falls sinken, und zwar von ca. 295.000 in 2019 auf 293.500 
Wohneinheiten in 2020. Damit hätten die Fertigstellungszah-
len in 2019 ihren Zenit bereits erreicht und würden auch im 
Folgejahr unterhalb von 300.000 Einheiten verbleiben, was 
sowohl in den Augen der Bundesregierung als auch anderer 
Experten deutlich unterhalb dem Niveau von ca. 380.000 WE 
liegt, was benötigt wird, um die Nachfrage zu befriedigen 
(Henger/Voigtländer 2019). Währenddessen steigen die Miet- 
und Kaufpreise immer weiter, was als plausible Reaktion auf 
diese immer noch vorhandene Verknappung zu werten ist.
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7.500 Wohnungen in dem Gebiet Berlin-Wasserstadt-Ober-
havel. Schaut man auf alle Großstädte ab 100.000 Einwohner, 
so lassen sich hier bereits 70% aller Projekte verorten, es gibt 
jedoch auch 19 Projekte in Kleinstädten. Dieses Ergebnis zeigt, 
dass die meisten Wohngebiete auch tatsächlich dort entstan-
den sind, wo der Reurbanisierungsdruck seit den 1990er 
Jahren wohl auch am höchsten war. Bezogen auf die stadt-
räumliche Lage zeigt sich, dass knapp 54% der Projekte im 
Innenbereich entstanden, und zwar ca. 17% in der jeweiligen 
Innenstadt (City + Cityrand) und 37,5% am Innenstadtrand. 
Am Stadtrand wurden 34,7% der Projekte umgesetzt. 

Hier wird eine Besonderheit der Stadtentwicklung der letzten 
30 Jahre deutlich: Das Freiwerden von ehemaligen Militär-, 
Industrie-, Hafen- und Bahnarealen – z.T. eben in zentralen 
Lagen – wurde ausgiebig genutzt, um Neubauquartiere in 
solchen Lagen zu schaffen. Als eine Konsequenz dieser „In-
nenentwicklungsstrategie“ lässt sich feststellen, dass ca. zwei 
Drittel der Projekte als Stadterneuerungsprojekte innerhalb 
der Städte und nur ein Drittel als Stadterweiterungsprojekte 
umgesetzt wurden. Doch lässt sich dies einfach so in die Zu-
kunft extrapolieren? Gibt es noch ausreichend Flächen für die 
Wohngebiets- und Quartiersentwicklung in den Kernstädten? 
Wir denken nein. Wäre es daher nicht geboten, den Grund-
satz der Innen- vor Außenentwicklung zu lockern und insbe-
sondere im Außenbereich infrastrukturell gut angebundene 
Areale schnell zu entwickeln?

Entwicklungszeiten und  
Entwicklungsstrategien der Wohngebiete
„Ins gleiche Horn stößt“ eine weitere Erkenntnis aus der Er-
hebung von Guhl (2018). Die Dauer der Projekte innerhalb 
bestehender städtischer Strukturen (Stadterneuerungspro-
jekte) benötigen pro entwickeltem Hektar etwa 27% länger 
als Projekte am Stadtrand. Bei einer durchschnittlichen Ent-
wicklungszeit pro Gebiet von etwa 14 Jahren1, entsprechen 
27% fast vier Jahren. Mit dem Blick auf die Dringlichkeit der 
fehlenden Wohnungen ist das keine zu vernachlässigende Er-
kenntnis.

Die Prämisse der Innen- vor der Außenentwicklung für unse-
re wachsenden Städte klingt zwar ökologisch sinnvoll, ist je-
doch von Stadt zu Stadt vor dem Hintergrund des Volumens 
an benötigten Wohnungen und den verbleibenden Flächen-
potenzialen sowie den potenziellen Instrumenten und Trä-
germodellen kritisch zu überprüfen. Viele Städte haben hier 
sicherlich mit einer selbst auferlegten Zurückhaltung bei der 
Ausweisung neuer Bauflächen und einer nicht ausreichenden 
eigenen Baulandbevorratung zu den steigenden Bodenprei-
sen und Mieten mit beigetragen. Schaut man auf die verwen-
deten Planungsinstrumente bei den genauer untersuchten 

1 Hierbei streuen die Laufzeiten pro Projekt zwischen den Extremwerten 2 Jahre 
und 34 Jahre.
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Abb. 1: Das Neubauvolumen einzelner Städte im Verhältnis zum Bedarf in 
2018 (Quelle: Henger/Voigtländer 2019)

Was sind neue Stadtquartiere und wo sind 
sie seit 1990 entstanden?
Die Studie von Guhl (2018) definiert neue Stadtquartiere bzw. 
größere Wohngebietsentwicklungen durch eine Größe von 
mehr als 4 Hektar. Überdies sollen sie einen Schwerpunkt in 
der Wohnnutzung haben, nach 1990 in ihrer Entwicklung ab-
geschlossen und als ein großes Projekt mit einer einheitlichen 
Planungskonzeption umgesetzt worden sein. Somit wurden 
435 derartige Stadtquartiere in ganz Deutschland recherchiert, 
deren räumliche Verteilung der Karte in Abb. 2 zu entnehmen 
ist. Schwerpunkte finden sich hier entlang der Rheinschiene in 
NRW (Köln mit 21 und Düsseldorf mit 11 Gebieten), im Frank-
furter Raum (18 Gebiete), in München (35 Gebiete), Berlin (22 
Gebiete) und Hamburg (31 Gebiete).

Abb. 2: Räumliche Verteilung neuer Stadtquartiere seit 1990 (Quelle: 
Guhl 2018)

Rund 32% dieser Gebiete sind somit allein in den großen 
Großstädten (über 500.000 EW) gebaut worden. Die durch-
schnittliche Flächengröße der neuen Quartiere differiert von 
Stadt zu Stadt, von beispielsweise 26 ha in Köln bis zu 68 
ha in Berlin. In diesen 435 Gebieten wurden im Mittelwert 
jeweils 835 Wohnungen errichtet, der Maximalwert betrug 
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in neuen Stadtquartieren, die mithilfe der städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme entwickelt wurden, knapp 1.300 
Wohneinheiten pro Gebiet geschaffen. Bei Projekten der rei-
nen Angebotsplanung waren es lediglich 670 Wohneinheiten. 
Aufgrund der hohen Bedarfe und der Zügigkeit der Schaffung 
des Wohnraums sind gerade die neuen Stadtquartiere von 
Bedeutung, die sehr schnell entwickelt wurden. Projekte mit 
einer maximalen Laufzeit von 0,3 Jahren pro entwickeltem 
Hektar – dies entspricht einer rechnerischen Laufzeit von 11 
Jahren für ein Stadtquartier mit der durchschnittlich ermittel-
ten Größe von 36,5 ha – weisen vor allem zwei Besonderhei-
ten auf:

 ■ Erstens zeichnen sie sich durch eine im Durchschnitt größe-
re Entwicklungsfläche aus, als dies für die Gesamtheit aller 
neuen Stadtquartiere in Deutschland der Fall ist. Mit einer 
mittleren Größe von ca. 75 ha handelt es sich bei den Pro-
jekten mit relativ kurzer Laufzeit vor allem um große Stadt-
quartiere. In diesen wird aufgrund ihrer Größe auch eine 
vergleichsweise hohe Zahl an Wohneinheiten realisiert. Im 
Verhältnis zu der entwickelten Fläche weisen sie eine deut-
lich kürzere Projektlaufzeit auf. Denn mit steigender Grö-
ße des neuen Stadtquartiers nimmt die Projektlaufzeit im 
Verhältnis zur entwickelten Fläche ab. Das bedeutet, dass 
große neue Stadtquartiere verhältnismäßig schneller entwi-
ckelt werden können als kleine. Dies ist vermutlich damit zu 
begründen, dass ein Großteil des Aufwandes bei der Ent-
wicklung eines neuen Stadtquartiers ohnehin immer anfällt 
– unabhängig von der Größe des Stadtquartiers. 

 ■ Zweitens ist der Anteil der Stadterweiterungsprojekte bei 
den schnell durchgeführten Entwicklungen um 7,6 % hö-
her als bei der Gesamtheit aller Projekte. Dies unterstreicht 
die Erkenntnis, dass Stadterneuerungsprojekte aufendiger 
sind und mehr Zeit in Anspruch nehmen.

Erkenntnisse der Fallstudienuntersuchungen
 ■ Guhl hat vier neue Stadtquartiere herausgegriffen und in 
seiner Studie detaillierter untersucht (Fallstudien): Frank-
furt – Riedberg, München – Messestadt Riem, Potsdam – 
Bornstedter Feld und Freiburg – Rieselfeld. Es handelt sich 
dabei um Projekte, die sowohl zu den schnellsten Quar-
tiersentwicklungen als auch zu den Projekten mit den meis-
ten Wohneinheiten zählen. Dies macht sie besonders inte-
ressant vor dem Hintergrund der hier gestellten Frage der 
Beschleunigung. 

 ■ Durch die Analyse dieser Fallstudien konnten Faktoren 
identifiziert werden, welche die Entwicklung neuer Stadt-
quartiere aus kommunaler Sicht beschleunigen können. 
Die beschleunigenden Faktoren sind: 

 ■ die Sicherstellung des Grunderwerbs, da ohne Boden eine 
schnelle Entwicklung unmöglich ist;

 ■ die Organisation der Projektdurchführung außerhalb der 
bestehenden Verwaltungsstruktur mit ihren Fachämtern. Je 

152 bereits abgeschlossenen Quartiersentwicklungen, so ist 
ein Drittel der Projekte im Rahmen einer städtebaulichen Ent-
wicklungsmaßnahme, 6,5% als städtebauliche Sanierungs-
maßnahme und knapp 30% mithilfe städtebaulicher Verträge 
umgesetzt worden. Damit verfügen diese drei Umsetzungsins-
trumente bereits über eine Mehrheit von knapp 70% bei allen 
diesbezüglich untersuchten 152 Projekten. 

Abb. 3: Eingesetzte Planungsinstrumente (Quelle: Guhl 2018)

Insbesondere die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme ist 
ein Instrument des Besonderen Städtebaurechts, das sich in 
den neunziger Jahren großer Beliebtheit erfreut hat. Später 
wurde es dann von den Kommunen immer seltener ange-
wendet. Aufgrund des potenziellen Eingriffs in das private 
Eigentumsrecht aufgrund der Möglichkeit der Enteignung 
nicht mitwirkungswilliger Eigentümer bestehen für dieses In-
strument relativ hohe Hürden seiner Einführung bzw. Geneh-
migung. Die in manchen Kommunen auch aufgrund anderer 
Gründe gewachsene Zurückhaltung gegenüber diesem Instru-
mentarium sollte jedoch abgelegt werden, da es – entgegen 
dem landläufigen Image – die Chance der Zügigkeit der Ent-
wicklung bietet. 

Hinsichtlich der Dauer der Gebietsentwicklungen konnte Guhl 
(2018) zeigen, dass städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 
verglichen mit den anderen Instrumenten, wie den städtebau-
liche Verträgen, der Umlegung und der städtebaulichen Sa-
nierungsmaßnahme, das Instrumentarium mit der kürzesten 
Laufzeit im Verhältnis zur entwickelten Fläche ist. Städtebau-
liche Entwicklungsmaßnahmen benötigen im Mittel 0,6 Jahre 
pro entwickeltem Hektar. Bei städtebaulichen Verträgen sind 
es beispielsweise 0,79 Jahre. Die längste Laufzeit pro entwi-
ckeltem Hektar hingegen wird mit 0,85 Jahren bei Projekten 
erzielt, die über eine reine Angebotsplanung der Kommune 
entwickelt werden. Auch im Vergleich der reinen Stadterneu-
erungsprojekte – also von Projekten im Bestand der Städte – 
schließt die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme mit dem 
besten Wert in Bezug auf die Projektlaufzeit pro entwickeltem 
Hektar ab. Hier folgt nun die reine Angebotsplanung auf dem 
zweiten Platz, vor den Sanierungsmaßnahmen und den städ-
tebaulichen Verträgen. 

Gleichzeitig sind es gerade die städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahmen, in denen die meisten Wohneinheiten geschaf-
fen wurden. Im Durchschnitt wurden in der Vergangenheit 
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die erhebliche Probleme bei der Bewältigung des notwendi-
gen Neubaus haben, könnte die mutigere Anwendung dieses 
Instrumentes Abhilfe schaffen.

Eine veränderte Haltung zur Entwicklung im Außenbereich 
ist u.E. ebenfalls notwendig, möchte man den Neubau von 
einer ausreichenden Zahl von Wohnungen in den Wachstums-
zentren unseres Landes glaubwürdig voranbringen. Das Land 
NRW hat durch die Aufgabe des 5-Hektar-Zieles im neuen 
Landesentwicklungsplan hier einen mutigen Schritt voran ge-
tan.2 Um durch die Entwicklung neuer Stadtquartiere zügig 
Wohnraum zu schaffen, ist es aber genauso wichtig, für das 
Projekt eine eigene Organisationsstruktur aufzubauen, die 
schnelle Entscheidungsfindungen und Beschlüsse ermöglicht. 
Auch sollte das Projekt außerhalb des kommunalen Haushalts 
finanziert werden, wobei externe Akteure unterstützend ein-
gebunden werden können. Da kommunale Genehmigungs-
prozesse einen wesentlichen Einfluss auf die Projektlaufzeit 
haben, sollte die Entwicklung eines neuen Stadtquartiers in 
der Stadtverwaltung und Kommunalpolitik priorisiert werden. 
Auch eine effiziente Durchführung der Bebauungsplanverfah-
ren mit klaren Prozessen wäre wünschenswert. Die Einbin-
dung eines externen Projektmanagements – möglicherweise 
auch unter Nutzung von Methoden des Lean Construction 
Managements – ist dabei vorteilhaft. Eine rechtzeitige Bereit-
stellung von Infrastrukturen, was durch Großveranstaltungen 
gefördert werden kann, wirkt sich ebenfalls positiv auf die 
Entwicklung insgesamt und die Vermarktung von Grundstü-
cken oder Wohn- und Gewerbeeinheiten aus.
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größer ein neues Stadtquartier ist, desto wichtiger erscheint 
die Einrichtung einer eigenen Organisationsstruktur;

 ■ eine Finanzierung außerhalb des kommunalen Haushalts. 
Auch dies ermöglicht eine schnellere Entscheidungsfindung 
und vor allem schnellere Vergaben, da Beauftragungen 
nicht zwingend von städtischen Gremien beschlossen wer-
den müssen;

 ■ eine Priorisierung der Entwicklung des neuen Stadtquar-
tiers innerhalb der Verwaltungsarbeit. Dann sind die Ge-
nehmigungsprozesse für das neue Stadtquartier immer 
vorzuziehen, was eine erhebliche Beschleunigung der Ent-
wicklung bedeuten kann. Dies war bei allen untersuchten 
Beispielen der Fall;

 ■ eine Durchführung im Zusammenhang mit Großveranstal-
tungen wie Bundes- oder Landesgartenschauen (wie bei 
den Beispielen München – Messestadt Riem und Potsdam 
– Bornstedter Feld). Dazu werden in der Regel alle Kräfte 
auch auf Seiten der Stadtverwaltung gebündelt. Außerdem 
wird die Bekanntheit des neuen Stadtquartiers durch die 
Großveranstaltung erhöht, was die Vermarktung von Bau-
feldern beschleunigen kann;

 ■ die Beschleunigung der Baurechtsschaffung durch zügige 
B-Planverfahren u.Ä.;

 ■ die zügige Bereitstellung der technischen und auch sozia-
len Infrastruktur im neuen Stadtquartier. Diese kann sich 
beschleunigend auf die gesamte Entwicklung auswirken, 
wenn sie rechtzeitig und bereits zu Beginn der Entwicklung 
erfolgt (wie beispielsweise bei Freiburg-Rieselfeld);

 ■ das persönliche Engagement und die gute Zusammenar-
beit aller beteiligten Akteure.

Fazit
Die Entwicklung neuer Stadtquartiere erfolgte bislang zu zwei 
Dritteln durch die Kommunen selbst, wobei diese sich haupt-
sächlich externer Partner oder Dienstleister bedienen, die ihre 
fachliche Expertise in die Entwicklung einbringen. In der Ver-
gangenheit haben dabei Maßnahmen des Besonderen Städte-
baurechts eine wesentliche Rolle gespielt, die eine förderfähi-
ge Beauftragung eines Sanierungs- oder Entwicklungsträgers 
und die Finanzierung über ein Treuhandkonto ermöglichen. 
In den letzten Jahren sind allerdings immer weniger dieser 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen in den Kommunen 
umgesetzt worden. Dieser Beitrag hat jedoch aufgezeigt, dass 
gerade städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen mit einer 
hohen Anzahl an Wohneinheiten und einer verhältnismäßig 
kurzen Laufzeit durchgeführt werden können. Die Kommu-
nen sollten ihre Zurückhaltung bezüglich dieses Instrumentes 
ablegen und die Bundesländer und auch die Verwaltungsge-
richte sollten die Kommunen dabei unterstützen, wenn sie 
versuchen wollen, mit diesem Instrumentarium dem Allge-
meinwohlinteresse nach fehlendem Wohnraum nachkommen 
zu wollen. Insbesondere in Städten wie Köln und Stuttgart, 
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